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INSERAT

Für das Universitätsspital Basel hätte es
eine schmeichelhafte Nachricht sein
können. Das Bundesamt für Zivilluft-
fahrt (Bazl) zählt seinen Helikopterlande-
platz zu den zwölf wichtigsten der insge-
samt 280 Spitallandeplätze der Schweiz.
Insgesamt 270 Helikopterlandungen ver-
zeichnete das Unispital im vergangenen
Jahr. Zum Vergleich: Auf dem Bruder-
holz landet durchschnittlich noch ein
Rega-Helikopter pro Monat. Statt grosser
Freude hat sich am Universitätsspital
nun aber Widerstand formiert. Denn der
Bund will die wichtigsten Spitallande-
plätze der Schweiz zu offiziellen Flug-
plätzen machen. Das steht im Entwurf
des Luftfahrtgesetzes, das derzeit in Ver-
nehmlassung ist. Um die Sicherheit im
Luftraum zu erhöhen, sollen die grossen
Spitallandeplätze einer Bazl-Konzession
bedürfen.

Dafür hat das Unispital kein Ver-
ständnis. Pressesprecher Martin Jordan
sagt: «Der Aufwand, der dafür betrieben
werden müsste, wäre unverhältnismäs-
sig gross – ohne dass sich die Sicherheit
signifikant verbessern würde.» Tatsäch-
lich kündigt der Bund für sämtliche
Flugplätze eine «vollumfängliche Prü-
fung hinsichtlich der bau- und umwelt-
relevanten Aspekte wie auch in Bezug
auf die technischen und luftfahrtspezifi-
schen Anforderungen» an.

DIE BAZL-ANFORDERUNGEN ERFÜLLT der
Helikopterlandeplatz heute nicht. Das
beunruhigt auch die Basler Regierung.
Sie hat in einer Stellungnahme an den
Bund darauf hingewiesen, dass der Lan-
deplatz des Unispitals «noch nicht nach

IFR-Standards ausgerüstet» sei – also
noch nicht imstande, Anflüge mit dem
Instrumentenverfahren durchzuführen.
Die Regierung pocht auf eine Gnaden-
frist von fünf bis sechs Jahren, sollte das
Gesetz umgesetzt werden. Sie setzt sich
dafür ein, dass das Universitätsspital erst
nach dem Neubau des Klinikums 2 zu ei-
ner Aufrüstung verpflichtet wird – bes-
ser aber gar nicht. Denn auch sie findet
die «ökonomischen und operationellen
Bürden» unverhältnismässig. Auch der
Rega geht das neue Gesetz «zu weit». Es

reiche, wenn die Spitallandeplätze «ge-
mäss den schweizerischen sowie den in-
ternational anerkannten Qualitätsvorga-
ben» ausgestattet sei, schreibt sie. Die
Rettungsflugwacht lässt verlauten, sie
arbeite schon jetzt an der Landesicher-
heit. Dies unabhängig vom neuen Luft-
fahrtgesetz. Im Endanflug auf einen Spi-
tallandeplatz fliegt ein Rega-Pilot heute
auf Sicht. Nebel und Schneefall können
deswegen eine Landung verunmögli-
chen. Rega-Sprecherin Karin Hörhager
betont indes, dass «laufend in die Ausbil-

dung der Piloten und hochstehendes
Material» investiert werde, um auch bei
schlechtem Wetter Notfalleinsätze flie-
gen zu können.

Das Bazl scheint angesichts des Wi-
derstands aus Basel derweil verwirrt. Ein
Sprecher dementierte zwischenzeitlich,
dass Basel zu den 12 Spitallandeplätzen
gehöre, die vom neuen Gesetz betroffen
wären. Das hätten die Verantwortlichen
im Universitätsspital gerne gehört. Denn
für einmal wäre man in Basel am liebs-
ten nur Mittelmass gewesen.
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 VON LEIF SIMONSEN

Der Bund will den Helikopterlandeplatz auf dem Universitätsspital sicherer machen. Unnötig, finden Spital und Rega

Kampf um die Lufthoheit bei Notfällen

Soll die Sicherheitsvorschriften eines Flughafens erfüllen: der Helikopter-Landeplatz auf dem Unispital. REGA

Es hat ein wenig gedauert, aber jetzt
treibt das Ladensterben in der Basler In-
nenstadt die Politiker um. Während die
BDP Basel-Stadt einen runden Tisch zum
Thema plant, fordert neu auch FDP-
Grossrat Stephan Mumenthaler in
einem Anzug günstigere Preise in den
öffentlichen Parkhäusern für die ersten
drei Stunden. Dies soll mehr Kunden in
die Stadt locken. Die Aktion sorgt bei
«Positives Basel» auf Anfrage für Befrem-
den. Die Gruppe, die unter anderem aus
Vertretern von Globus, Manor und Grie-
der besteht, trifft sich seit April regel-
mässig mit dem Ziel, bessere Bedingun-
gen für die Läden zu erreichen. Deren
Sprecher Andi Schwarz sagt: «Wir ver-
handeln bereits seit Wochen mit Regie-
rungsrätin Eva Herzog über die Möglich-
keit, dass die ersten zwei Stunden in den
öffentlichen Parkhäusern kostenlos sind.
Kommende Woche sollten wir zum Ab-
schluss kommen.» Mumenthaler, so
Schwarz, habe sich nicht mit der Gruppe
abgesprochen: «Er fordert günstigere
Parkplätze, wir hingegen kostenlose. Es
wäre besser, wenn wir an einem Strick
ziehen und koordinierter vorgehen.»

Mumenthaler, der auch National-
ratskandidat ist, verteidigt sich: Der An-
zug sei Teil mehrerer Vorstösse rund um
das Entfesselungspaket, das der Gewer-
beverband Basel-Stadt im April der Regie-
rung übergeben habe. Verbandsdirektor
Gabriel Barell kann der Menge der Vor-
stösse denn auch nur Positives abgewin-
nen: «Da die Regierung bei einigen For-
derungen keine Lösung in unserem Sin-
ne vorgeschlagen hat, wollen wir den
Druck erhöhen.»
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 VON RAHEL KOERFGEN

Umtriebige
Politiker gegen
das Ladensterben
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